
FAKTEN 

lungen autw«^^ 

Nummer 34 
17. Oktober 2005 

www.cdu.de 

Koalition der neuen 
Möglichkeiten 

Ct)U/CSU und SPD werden 

Koalitionsverhandlungen 
r Bildung einer Großen 

°alition   unter   Führung 
der CDU-Vorsitzenden An- 
gela Merkel eintreten. 

Das beschlossen die Spit- 
2engremien von CDU/CSU 
Und SPD auf Basis der bisher 
führten Spitzen- und Son- 
lerungSgespräche.„Wirste- 
en an einer entscheidenden 

Weggabelung", betonte An- 
gela Merkel nach den Gre- 
miengesprächen. „Wir wol- 
len eine Koalition der neuen 
Möglichkeiten. Wir stellen 

uns dieser Aufgabe mit vol- 
ler Überzeugung," erklärte 
die Vorsitzende der CDU 
Deutschlands. Die Politik 
müsse jetzt vor allem dafür 
Sorge tragen, dass die Vor- 
aussetzungen für neue 

„Soviel wie möglich 

von unserem Programm 

umsetzen" 

Interview mit General- 

sekretär Volker Kauder 
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Volker Kauder: 

Erster Bundesparteitag 

vor 55 Jahren- 

ein Rückblick 
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Koalitionsverhandlungen 

• Arbeitsplätze geschaffen 
und bestehende Stellen gesi- 
chert werden können. Beide 
Seiten seien zum Erfolg ver- 

pflichtet. 
Nach einer Vereinbarung 

aus den Spitzengesprächen 

stellt die Union die Bundes- 
kanzlerin, den Kanzleramts- 
minister, sowie die Leitungen 
derMinisterienfür Wirtschaft 
und Technologie, Verteidi- 
gung, Innen, Familie, Bildung/ 
Forschung und Landwirt- 
schaft/Verbraucherschutz. 

Die SPD stellt die Leitungen 
von acht Ministerien. Angela 
Merkel bezeichnete die Zu- 
ordnung der Ministerien als 
„fair und gerecht". „SPD und 
Union sitzen mit der gleichen 
Zahl am Kabinettstisch", 
sagte die Kanzlerkandidatin 
der Union. Das Amt des Kul- 
turstaatsministers bleibe im 
Kanzleramt angesiedelt, kün- 
digte Angela Merkel an. Die 
Entscheidung, mit wem die 
Ämter besetzt werden, liege 
bei den jeweiligen Parteien. 
Außerdem werde die Union 
als stärkste Fraktion im Bun- 
destag auch den Bundestags- 
präsidenten stellen. 

Auch erste inhaltliche 
Vereinbarungen wurden bei 

Aktuelle I 
richterstat- 
tungzu den 
Koalitionsver- 
handlungen 
auf www.cdu.de. Zusatzinformationen auch im CDU-Mil 
www.cdunet.de. 

edernetz unter 

den Sondierungsgesprä- 
chen getroffen. Die in den 
Spitzengesprächen zwischen 
CDU/CSU und SPD be- 
schlossene Grundsatzver- 

einbarung sieht vor, dass ab 
2010 ein Anteil von mindes- 
tens drei Prozent des Brut- 
toinlandsproduktes jährlich 
in Forschung und Entwick- 
lung investiert werden soll. 
Darüber hinaus hielten die 
Koalitionspartner betriebli- 
che Bündnisse für Arbeit für 
notwendig, über deren Aus- 
gestaltung mit den Tarifpar- 
teien gesprochen werden 

solle. Weiterhin soll das Ein- 
kommensteuerrecht verein- 
facht werden - Feiertags- 
und   Nachtarbeitszuschläge 

sollen aber steuerfrei bis' 
ben. Schließlich soll sovvoh1 

über einen gleichen steuern 

chen Grundfreibetrag für t 
ternundKinderalsauchübe'' 

die Einführung eines Eltern 
geldes gesprochen werden- 

Alles andere werde in de 
Verhandlungen geklärt, sag 

te Merkel. 
„Wir wollen aus der Kon' 

stellation etwas für die Men' 

sehen in unserem Land ma 

chen", sagte Merkel. D1 

anstehenden Koalitionsver' 

handlungen bedeutete" 
„sehr viel Arbeit". Aber sje 

habe den festen Willen, d'e 

Chancen einer großen Koa 

lition zu sehen. „Ich freue 

mich darauf!" 
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interview 

Interview mit dem Generalsekretär 

Soviel wi 
Pro 

U'D: Herr Kauder, Bun- 
desvorstand und Präsi- 
dium haben einstimmig 

beschlossen, Koalitions- 
9esprächemitderSPD 
aufzunehmen. Eine erste 
Nichtige Hürde auf dem 
^eg ins Kanzleramt hat 
die Union genommen. 
Sind Sie mit dem bisheri- 
gen Verhandlungsverlauf 
Wit den Sozialdemokra- 
ten zufrieden? 

JJoll<er Kauder: 
acr>  den   Verhandlungen 

mit der SPD steht fest: Die 

e möglich von unserem 
gramm umsetzen 

^ni°n stellt die Bundes- 
anzlerin,  sieben  Minister 

|jnd als stärkste  Fraktion 
en    Bundestagspräsiden- 
en-Jetzt ist inhaltlich wich- 
5- Wir wollen soviel wie 
°§lich von dem umzuset- 
n> Was wir im Regierungs- 

^r°gramm beschlossen ha- 
en- Gerade im Bereich der 
e|ebung des Arbeitsmark- 
es wird das nicht einfach 

*e'n- Für die Koalitionsver- 
andlungen gilt: Was dem 
and nützt, das machen wir. 

Was dem Land schadet, das 
Erlassen wir. In den not- 

endigen     Kompromissen 
|JÜSsen die Vorteile die 

achteile überwiegen. 

Generalsekretär Volker Kauder 

UiD: Viele Kommen- 
tatoren sprechen von 
einer „Zwangsehe" statt 
von einer „Liebesheirat." 
Muss man nicht be- 
fürchten, dass die Koali- 
tionspartner sich eher 
blockieren statt gemein- 
sam an einem Strang 

zuziehen? 

Volker Kauder: 
Ich glaube, dass eine Gro- 
ße Koalition auch eine gro- 
ße Chance für unser Land 
sein kann. Angela Merkel 
spricht nicht umsonst von 
einer „Koalition der neuen 
Möglichkeiten". Ich nenne 
nur das Stichwort „Födera- 
lismusreform". Hierkönnen 
wir jetzt Wege gehen, die 
vorher nicht möglich wa- 
ren. 

UiD: Kann denn bei so 
gegensätzlichen Program- 
men mehr herauskom- 
men, als nur der kleinste 
gemeinsame Nenner? 

Volker Kauder: 

Zunächst müssen wir sehen: 
Der Wähler hat entschie- 
den, dass aus den Haupt- 

gegnern des Wahlkampfes 
Partner einer Koalitionsre- 
gierung werden müssen. 
Damit tun wir gut daran, 
nach dem Verbindenden zu 
suchen und nicht das Tren- 
nende in den Vordergrund 
zu stellen. Dazu sehe ich 
mich gegenüber dem 
Wähler verpflichtet. Alles 
ist auf dem Verhand- 
lungstisch. Wenn wir uns 
mit der SPD auf gleiche 
Ziele verständigen können, 
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Interview 

dann fällt das Ringen um 
den gemeinsamen Weg 
leichter. Nach den Sondie- 
rungsgesprächen bin ich zu- 
versichtlich, dass gemein- 
same Zielvorstellungen bei 
Union und SPD vorhanden 
sind: Deutschlands Wettbe- 
werbsfähigkeit stärken, Ar- 
beitsplätze sichern, neue 
Arbeitsplätze schaffen. 

UiD: Der CDU fehlt das 
Finanzressort. Die Koali- 
tionsvereinbarung sieht 
vor, dass die SPD das Fi- 
nanzministerium beset- 
zen wird. Ist es sinnvoll, 
dass ein wichtiges 
Querschnittsministe- 
rium in die Verantwor- 
tung des kleineren Koaliti- 
onspartners geht? 

Volker Kauder: 
Auch andere Ministerien 
sind Querschnittsministe- 
rien. So hat die Union zum 
Beispiel das Wirtschafts- 
ressort ergänzt durch die 
Technologiekompetenz. 

Das ist ein wichtiges Ge- 
staltungsressort mit Zu- 
kunftsthemen. Aber natür- 
lich ist jede Ressortvertei- 
lung in einer Koalition ein 
Kompromiss. Das liegt noch 
dazu bei fast gleichstarken 
Fraktionen in der Naturder 
Sache. Ich bin mit der Auf- 
teilung der Ministerien un- 
ter dem Strich sehr zu-frie- 
den. 

UiD: Am Kabinettstisch 
werden 8 Minister von der 
SPD und 6 aus dem Uni- 
onslagersitzen... 

Volker Kauder: 
.... plus Kanzleramtsminister 
und Bundeskanzlerin. Das 
macht ein Verhältnis von 8 zu 
8. Damit die Dinge in der Re- 
gierungspraxis zügig voran- 
kommen, werden wir einen 
Koalitionsausschuss einrich- 
ten, in dem sich die Partner in 
grundsätzlichen Angelegen- 
heiten abstimmen und im 
Konfliktfall Konsens schaf- 
fen. Und wenn jemand be- 
wiesen hat, dass sie tragba- 
re Kompromisse schmieden 
kann, dann ist das unsere 
Parteivorsitzende. Ich bin 
zuversichtlich, dass sich die 
Koalitionspartner an alle be- 
währten Regeln halten wer- 
den. 

UiD: Halten Sie es für 
möglich, dass die Koali- 
tionsverhandlungen 
scheitern? 

Volker Kauder: 

Wir nehmen die Verhandlun- 
gen jetzt auf und haben den 
festen Willen, diese auch 
zum Erfolg zu führen. Wir 
werden versuchen, so viel 
von unseren Konzepten wie 
möglich durchzusetzen, da- 
mit es den Menschen in die- 
sem Land wieder besser 
geht. Aber, auch hier sei 

noch einmal darauf verwie- 
sen, dass in jeder Koalition ' 
ob mit der FDP oder mit de"" 

SPD - Kompromisse gefun- 

den werden müssen. Idee 
und Vorschläge der Sozial- 
demokraten, die Deutsch- 

land weiter schwächen un 
den Verlust von Arbeitsplan 
zen nicht stoppen würden. 
wird die CDU nicht mittra- 
gen. Auch bei den sozialen 

Sicherungssystemen we 
den wir dafür kämpfen, das5 

zukunftsfähige Konzept 
beschlossen und umgesetz 

werden. Wenn wir wie bishe 

unsere Geschlossenheit be- 

halten, wofür ich dankbar 

bin, sind wir auch in den Vef 

handlungen stark. 

UiD: Herr Kauder, wir 
danken Ihnen für das 
Gespräch. 

WAHLTERMINE 2006 

26. März 
Landtagswahlen Baden- 
Württemberg, Rheinland- 

Pfalz, Sachsen-Anhalt 

Kommunalwahlen Hessen 

Herbst 
Landtagswahlen Meck- 
lenburg-Vorpommern 

Kommunalwahlen 
Niedersachen 

Abgeordnetenhaus- und 

BVV-Wahlen Berlin 

34I05 



Historischer Rückblick 

Erster Bundesparteitag 
vor 55 Jahren - ein Rückblick 

von Volker Kauder 

le Überschrift mag Ver- 
jüng stiften. Haben wir 
"'cht erst unlängst, näm- 

'ch im Juni, den 60. Ge- 
Urtstag der CDU gefeiert? 

Richtig. Wenige Wochen 
Un<i Monate nach dem Ende 

es Zweiten Weltkrieges vor 
.Jährenentstanden überall 
ln Deutschland unabhängig 
^einander örtliche Grün- 
den einer neuen Politi- 

ken Partei, die sich auf das 
^istliche Verständnis vom 
frischen   als   Richtschnur 
'hrer Politik berief. Solche 

ründungskreise gab es in 
ürzburg und München, in 

rankfurtamMain,inBraun- 
^chvveig, Hannover und Ol- 

enburg,   in   Sachsen   und 
ecklenburg, in Bremen und 

ch|eswig-Holstein   und   in 
I öln und Berlin. Erst fünf 
Jahre später erfolgte dann 

le formelle Gründung der 
UndesparteiderCDU. 

Die Menschen, die 1945 
le CDU begründeten, einte 

p'nezentrale politische Idee: 
s war die aus dem Erlebnis 

r Diktatur gewonnene Ein- 
lcllt. dass nur der Rückgriff 

auf christliche Grundwerte 
e'ne  humane,  freiheitliche 
Und demokratische Gesell- 

Generalsekretär Volker Kauder 

schaft gewährleisten könne. 
Während SPD, FDP und KPD 
Wiederbegründungen von 
Parteien der Weimarer Zeit 
waren, stellte die CDU (und 
mit ihr die CSU) die erste und 
einzige politische Innova- 
tion der Nachkriegszeit von 

Dauerdar. 
Deutschland war 1945 

ein von den Alliierten be- 
setztes Land; politische Be- 
tätigung wurde erst nach 
und nach wieder erlaubt und 
blieb zunächst auf örtliche 
oder regionale Aktivitäten 
beschränkt. Immerhin: die 
CDU entwickelte sich rasch 
zu einer politischen Kraft, 
deren Ziele starken Rückhalt 
in der Bevölkerung fanden. 
So errang sie zum Beispiel 
bei   den   Kommunalwahlen 

im Eichsfeld im Herbst 1946 
rund 68 Prozent! 

In den ersten Landespar- 
lamenten ab 1946 stellte die 
CDU fast 40 Prozent der Ab- 
geordneten. In Bayern, Süd- 
Württemberg, Süd-Baden, 
Rheinland-Pfalz, Nordrhein- 
Westfalen und vorüberge- 
hend auch in Schleswig-Hol- 
stein kam der Ministerpräsi- 
dent aus den Reihen der 
Union. 

In den Folgejahren för- 
derten die Westalliierten 
eine immer engere politi- 
sche Zusammenarbeit ih- 
rer Besatzungszonen in al- 
len Bereichen. Es entstand 
zunächst die amerikanisch- 
britische „Bizone" und spä- 
ter unter Einschluss derfran- 
zösischen Zone die „Tri- 
zone". Entscheidendes po- 
litisches Steuerungsinstru- 
ment dieser Zonen war der 
Wirtschaftsrat in Frankfurt, 
der sich aus Abgeordneten 
der Länderparlamente in 
den Zonen zusammensetz- 
te. Hier wirkte mit großem 
Erfolg Ludwig Erhard als „Di- 
rektor für Wirtschaft". Als 
ihm die Amerikaner vorwar- 
fen, er sei von den wirt- 
schaftspolitischen     Vorga- 
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Historischer Rückblick 

ben der Besatzungsmächte 
abgewichen, gab er selbstbe- 
wusst zur Antwort: „Ich bin 
von Ihren Vorschriften nicht 
abgewichen - ich habe sie ab- 
geschafft!" 

Die Berliner Blockade von 

1948 bestärkte die Westalli- 
ierten in ihrem Vorhaben, die 
Gründung einer deutschen 
Staatsorganisation auf dem 
Gebiet ihrer drei Zonen vor- 
anzutreiben. Am 1. Septem- 
ber 1948 trat in Bonn der aus 
den Landtagen heraus gebil- 
dete „Parlamentarische Rat" 
zusammen, der eine vorläu- 
fige Verfassung erarbeiten 
sollte. Dessen Präsident 
wurde Konrad Adenauer. 

Am 15. August 1949 fand 
die Wahl zum 1. Deutschen 
Bundestag statt. Die CDU/ 
CSU, die ihren Wahlkampf 
vor allem mit der Erhard'- 
schen   Konzeption  der  So- 

STATUT 

Christlich Demokratischen Uni 

Deutschlands 

Beschlossen und untcrrcichnct 
von den Vorsitzenden der Landesverbände 

am20. Oktober 1050 

Verkündet Jur dem ersten l'jrieiut der 
Christlich Demokratischen Union IVutschUnds 

im.'l   Oktober 1950 inCoslar 

dunh den crMcn VonKXndcn 

Q)r.3UmiiSi., 

Das Deckblatt des ersten Statuts 

zialen Marktwirt- 
schaft geführt hat- 
te, wurde mit 31 
Prozent der Stim- 
men stärkste Partei 
im neuen Parla- 

ment. 
Damit stellte 

sich auch die Frage 
einer eigenständi- 
gen Organisations- 
form der CDU auf 
der Ebene des Bun- 
desstaates. Die 
CDU hat es sich mit 
dieser Frage nicht 
leicht gemacht. 
Durch Herkunft, 
Prägung und politi- 
sche Praxis war sie 
damals eine Partei, 
die sehr stark in den Regio- 
nen und Ländern verwurzelt 
war. Die CDU ist bis heute 
eine stark föderal orientier- 
te Partei geblieben. Der 

Wunsch, auch auf der 
staatlichen Ebene der 
neuen „Bundesrepublik 
Deutschland" mit einer 
Organisationsstufe der 
Partei vertreten zu sein, 
war schon alleine des- 
halb nicht sehr ausge- 

prägt, weil die neue 
staatliche Ebene des 
Bundes nicht das ganze 
Deutschland und somit 

nur eine vorläufige Ord- 
nung sein konnte. 

Seit 1947 bestand die 
„Arbeitsgemeinschaft 
CDU/CSU    Deutsch- 

lm Odeon-Theater in Goslar fand 1950 der erste 
CDU-Bundesparteitag statt 

lands", die einen ersten 
Schritt auf dem Weg zu ei- 
ner Bundesorganisation da 

stellte. Sie war keine Parte' 
im eigentlichen Sinne, won 
aber ein zunehmend umta 
sender werdendes Aktions 

instrument, dasfür einen ge' 

schlossenen Auftritt der 

Union in der Öffentlichkeit 

Sorge trug. Die Arbeitsge- 
meinschaft richtete in Frank- 
furt/Main ein Generalsekre- 

tariat ein, das als Vorläu- 
fer der heutigen Bundesge- 

schäftsstelle in Berlin gelten 

darf. 
Zur   Gründung   einer 

rechtsförmlichen     ,£® 
Deutschlands" kam es dann 
am 11. Mai 1950 in Königs' 
winter am Rhein. Vertreter 



Historischer Rückblick 

€i!tfgf*it 

* *? 
A'°'"n Seiner Wahl zum neuen Bundesvorsitzenden dankte Bundeskanzler Konrad 

nauer den Delegierten für ihr Vertrauen 

ler Landesverbände des 
undesgebietes und aus 
erlin (West) waren dort zu- 

^rnmengekommen, um die 
Du  als  Gesamtpartei   zu 

jfünden. Zum vorläufigen 
undesvorsitzenden wurde 

auf Vorschlag des Landes- 
Verbandes Hessen Dr. Kon- 
ad Adenauer gewählt, der 
0rsitzende der CDU in der 
tischen Zone. Unbedingt 
estgehalten  werden  muss 

im Gedächtnis der Partei, 
dass man damals Vertreter 
derdeutschen Gebiete unter 
fremderVerwaltungundder 
sowjetisch besetzten Zone 
in die Führungsgremien der 
Bundespartei kooptierte; 
die CDU ist nicht erst seit 
1990 die Partei der nationa- 
len Einheit. Nach Bildungder 
Exil-CDU nahm deren Vor- 
sitzender diese Vertretungs- 

aufgabe    war;    bis    1990 

UNION IN DEUTSCHLAND 
"""•««toMdtea, der ChiUttch-Doookioltefaan und ChrisUtah-Sozlalan Union Deutschland. 

HERAUSGEGEBEN VON BRUNO D0RPWGHAU5 
D.uUchland-Union-Di.nst (OUD) 

Auwol» Mr all. MIKsMur in del CDUfCSU      „__.__, 
2ohh,                 Varta° "«l R«iakiton Frarifun aM. Brftaafttaße 64 • l'.miul 771»•tßM» „ 
^0ra =»: Art-uwro.ta.Aai, a., CDU /CSU Copland, aui: Po.Kh.iion» ^""S* * S"' 
;- '-»r;Kl„. iteV r,ont!m a ).-. Hi. lg VW' MlikrfaiH-.cb. K.«jlll«.nt lra--.Mn.ia. M. Nr. 3M«- __^ 

-^S^Mgb-gang F.qnkru.l a.M.. 25 Oklobe. 1950 J2lf_ 

3. Sondernummer Parteitag 1950 Goslar 

Dar erste gesamtdeutsche Parteivorstand 
.. ,.    - -   •  •   •—» ,u,., r.nillu unu «r in*., VMIM*"»»"»; 

•W„. (SOdbulriil 

'erUiD, 

»rt.dtirti Ilalupffl 

-. ..r.H>:iilcti> 

• 

>VOr 55 Jahren 

gehörte er jeweils kraft Sta- 
tut dem Bundesvorstand an. 
Die neue Bundespartei führ- 
te vom 20. bis 22. Oktober 
1950 ihren ersten Bundes- 
parteitag in Goslar durch. 
Eine der wichtigsten Aufga- 
ben dieses Parteitages war 
die Wahl eines demokratisch 
legitimierten Vorstandes. 
Zum neuen Bundesvorsit- 
zenden wählten die Dele- 
gierten Bundeskanzler Kon- 
rad Adenauer, Stellvertreter 
wurden Jakob Kaiser und 
Friedrich Holzapfel. Das Ge- 
neralsekretariat wurde von 
Frankfurt nach Bonn, dem 
neuen Sitz der „neuen" Par- 
tei verlegt. 

Im Juni 1956 schloss sich 
die CDU des Saarlandes der 
Bundespartei an, Anfang 
Oktober 1990 folgten dann 
die Landesverbände Bran- 
denburg, Mecklenburg-Vor- 
pommern, Sachsen, Sach- 
sen-Anhalt und Thüringen 
sowie der Ostteil Berlins. 

In der Einleitung zum Pro- 
tokoll des Goslarer Parteita- 
ges heißt es: „Alle echte Poli- 
tik kann nur aus festen welt- 
anschaulichen Grundsätzen 
betrieben werden, wenn sie 
nicht im Weg und in den Zie- 

len irren will." Dieser Satz be- 
schreibt präzise den geisti- 
gen Konstruktionspunkt der 

CDU Deutschlands. Dieses 

Verständnis wird die CDU 
auch für die Zukunft als kost- 

bares Erbebewahren. 

34I05 



Aus den Ländern 

La ndervergleich 

Unionsgeführte Bundes- 
änder in der Wirtschafts- 

dynamik vorn 
Sachsen istdas Land mitder 
größten Wirtschaftsdyna- 
mik. Dies ist das Ergebnis 
des Bundesländerrankings 
der Initiative Neue Soziale 
Marktwirtschaft und der 
Wirtschaftswoche. Unter 
den besten acht Bundes- 
ländern finden sich sieben 
unionsgeführte Länder. 

Die Studie bewertete die 
Wirtschaftsdynamik zwi- 

schen 2002 und 2004. An der 
ersten Stelle rangiert das bis 
September 2004 von der 
Union allein regierte Bun- 
desland Sachsen. Ebenfalls 
vorne dabei sind die unions- 
geführten Länder Nieder- 
sachsen, Bayern, Saarland, 
Hamburg, Thüringen und 
Baden-Württemberg. Ledig- 
lich das sozial-liberal regier- 
te Rheinland-Pfalz schafft 
eine Platzierung in der Spit- 

zengruppe. 
Die zweite Tabellenhälf- 

te führt Sachsen-Anhalt an. 

Danach folgen die bis 2005 
SPD-geführten Länder Schles- 
wig-Holstein und Nordrhein- 
Westfalen vor Hessen, Bre- 
men und Brandenburg. Am 
Ende der Tabelle stehen die 
rot-rot regierten Länder Ber- 

lin und Mecklenburg-Vor- 
pommern. 

Dass es dort, wo die Union 
regiert, besser läuft, hat be- 
sonders deutliche Auswir- 
kungen in den neuen Län- 

dern. Hier gibt es de facto 
eine Zweiteilung: dem star- 
ken Süden mit den dynami- 
schen Ländern Sachsen und 
Thüringen stehen mit Bran- 

denburg, Sachsen-Anhalt 
und Mecklenburg-Vorpom- 
mern sowie Berlin wirtschaft- 
lich schwächere Räume ge- 
genüber. Lediglich dem CDU- 
geführten Sachsen-Anhalt 
wird eine überdurchschnittli- 
che Wirtschaftsdynamik be- 

scheinigt. 
Fazit: Die Ergebnisse der 

PolitikvonCDUundCSU kön- 
nen sich sehen lassen. Bis auf 
Rheinland-Pfalz ist die wirt- 
schaftliche Dynamik in uni- 
onsgeführten Ländern besser 

als in SPD-geführten Län- 
dern. Auch im Bestandsran- 
king liegen die CDU-geführ- 
ten Länder weiterhin vorn. 

Die vollständige Studie 
finden Sie unter: http:// 
www.chancenfueralle.de/ln 
teraktiv/Bundeslaenderran- 

king_2005.html. 

Bessere Afrika- 
politik-Nicht nur 

abschieben, sondern 
Afrika anschieben 

Die dramatischen Bilder 

der afrikanischen Flücht- 

linge an den Grenzen der 

spanischen Enklave MeN|la 

führen uns auch das Schei- 

tern unserer und der euro- 
päischen Afrikapolitik v° 

Augen. Diese muss slC 

deutlich verbessern. 
Die EU darf nicht bloßd'e 

Mauern der Festung Europ3 

erhöhen, sondern sie mus 
die Ursachen solcher Flücht- 

lingsströme in Afrika bekämp' 

fen. Die Aufgaben müssen 

zwischen den EU-MitgüecJ' 
Staaten und der Union end- 
lich klar verteilt, und der p°' 

litische Druck auf die Regie' 
rungen der afrikanische 

Staaten muss erhöht wer- 

den. Nur so können wir w 
Afrika gute Regierungsfüh' 
rung und den Aufbau eine1" 
selbsttragenden Wirtschaft 

nachhaltig fördern. 
Nach Angaben des UNHCR 

stammen  viele der  Fluch 

linge aus Niger und der F-''e 

beinküste. Diese Länder sind 

exemplarisch für Misswirt' 
schaft und schlechte Regie' 
rungsführung.   Die   vergab 

gene  Hungersnot in  Nige 

wäre durch eine kompetent 
Verwaltung vermeidbar ge 

wesen.der Bürgerkrieg m der 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

nris,ian Ruck 

lfenbeinküste ist völlig un- 
Verantwortlich. Die Bevölke- 
rungszahl des afrikanischen 
Ko ntinents   wird   drastisch 
ste'gen und der darauf fol- 
gende Migrationsstrom auf 
Eur°Paauch.Esistallerhöch- 

*te Zeit, dass Europa eine 
durchdachte und nachhal- 
te Afrikapolitik betreibt. 
Wir dürfen die Flüchtlinge 

'Cr,t abschieben, wir müs- 
Sen Afrika anschieben. 

Christian Ruck  ist ent- 
^lcl<lungspolitischer Frak- 
l0nssprecher. 

Schutz und bessere 
Koordination durch 

gemeinsames 
Kommando von 
OEF und ISAF 

^le von NATO-Generalse- 
retärjaap de Hoop Schef- 

fer 
du 

angedachte    Entsen- 
n8 von bis zu 6000 zu- 

ziehen   Soldaten 
AT0-Truppen   nach 

der 

Af- 

ghanistan ist zu begrüßen. 
Deutschland hat seinen 
Beitrag zugesagt und darf 
dies auch von den Bünd- 
nispartnern erwarten. 

Da auch nach Parlaments- 
wahleneineEntspannungder 

Sicherheitslage am Hindu- 
kusch nicht zu erkennen ist, 
muss das Land in seinem Sta- 
bilisierungsprozess weiter 
unterstützt werden. Das En- 
gagement Deutschlands und 
seiner Verbündeten kann je- 

doch nur eine Übergangs- 
phase sein. Politisches wie 
militärisches Ziel des Einsat- 
zes bleibt neben der Eliminie- 
rung der Brutstätten des Ter- 
rors vor allem die Hilfe zur 
Selbsthilfe. Mittelfristig muss 
dass Engagement reduziert 
unddieVerantwortungandie 
afghanische Regierung über- 
geben werden. Eine neue 
Bundesregierung tut gut 
daran, die Einsätze in Afgha- 
nistan pragmatisch zu behan- 
deln, in enger Kooperation 
mit den Verbündeten durch- 
zuführen und die Rück- 
führung im Auge zu behalten. 

Die Diskussion, ob und 
wenn ja, in welcher Form ISAF 
und „Enduring Freedom" bes- 
ser miteinander verzahntwer- 
den könnten, scheint von 
manchen aus einem kurzat- 
migen Abgrenzungsbedürf- 

nis gegenüber den Amerika- 
nern und nichtausnüchterner 
Überlegung geführt zu wer- 

den. Wer weiter auf einer 

Christian Schmidt 

strikten Trennung beharrt, 
übersieht, dass bei einer Aus- 
dehnung von ISAF auf ganz 
Afghanistan sich schon 
zwangsläufig ISAF und OEF 
als parallele Einsätze eng ab- 
stimmen müssen. Die Kämp- 
fer der Taliban und andere 
Terroristen halten sich ver- 
mutlich an keine Unterschei- 
dung in ISAF und OEF, son- 
dern bedrohen alle ausländi- 
schen Soldaten und eigene 
Landsleute ohne Rücksicht. 
Allein schon zur Sicherheit 
der Soldaten und Erhöhung 
ihres Schutzes ist eine opti- 
mierte Verknüpfung der Mis- 

sionen daher zweckmäßig, da 
sie neben Synergieeffekten 
auch eine bessere Koordina- 
tion gewährleistet. Im Übri- 
gen sei darauf hingewiesen, 
dass auch die Bundeswehr 
vom Mandat her an beiden 

Operationen beteiligt sein 
kann. 

Christian Schmidt ist ver- 
teidigungspolitischer Frakti- 

onssprecher. 
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Mitgliederwerbung 

Jetzt die Union stärken! 
Die Wähler haben entschie- 
den: Rot-Grün ist abge- 
wählt. Die Bundestagswahl 
hat die Union zur stärksten 

Fraktion im Deutschen Bun- 
destaggemacht. Das ist An- 
sporn und Verpflichtung 
zugleich, denn christlich- 
demokratische Politik wird 
von den Menschen für die 
Menschen gemacht. 

CDU/CSU und SPD ver- 
handeln jetzt über die Bil- 
dung einerGroßen Koalition 
unter Führung der Union 
und einer Kanzlerin Angela 

Merkel. Die Große Koalition 
ist kein Wunsch der Union - 

sie ist die Konsequenz aus 
dem Wahlergebnis und da- 
mit „Bürgerauftrag". 

Fürerfolgreiche Verhand- 
lungen braucht die CDU ge- 
rade jetzt die Unterstützung 
durch aktive und engagierte 
Mitglieder. Neue Mitglieder 
stärken durch ihren Beitritt 
die Politik der Union. Die 
CDU wird daher die kom- 
menden Wochen nutzen, um 
durch engagierte Mitglieder- 

werbung neue Mitgliederfür 
den politischen KursderUni- 
onzu bekommen. 

5 Gründe sprechen 
dafür, gerade jetzt in 
die CDU einzutreten: 

1. In Deutschland wird 
Geschichte geschrieben! 

WerjetztderCDU beitrittst 
als Mitglied dabei, wenn mit 
Angela Merkel eine Frau aus 
der Union die erste Bundes- 
kanzlerin wird. 

2. Neue Mitglieder zei- 
gen, dass sie die Union un- 
terstützen. Sie geben der 
neuen Bundesregierung den 
Schwung einer starken und 
wachsenden CDU mit auf 
den Weg. 

3. Alle Mitglieder der 
CDU erhalten stets aktuelle 
Informationen, z. B. in unse- 
rem internen Mitgliedernetz 
-umfassenderals aus der Zei- 
tung oder dem Fernsehen. 

Im Wahlkampf wurden 
viele unserer Positionen 
falsch dargestellt. CDU-Mit- 
glieder können dazu beitra- 

gen, unsere Positionen 
richtig und umfassend zu 
vermitteln. 

5. Mitglieder gestal- 
ten Politik! In der CDU 
wachsen Beschlüsse von 
unten nach oben, vom 
Ortsverband bis in die 
Bundespolitik. Neue Mit- 

glieder bringen neue ldeen 

mit ein! Für eine erfolgreich 
und verantwortungsvolle P° 

litik. 

Unterstützung im Internet 
Die CDU-Bundesge- 

schäftsstelle hat kurzfristig 
eine Werbekampagne vor- 
bereitet. Informationen fin' 

den Sie unter www.cdu.d 

Neu abzurufen sind: 
Ein Flugblatt: 5 Gründe, 

warum  Sie jetzt eintrete 

sollten. 
Die FAQ-Liste: Unsere 

Antworten auf die häufig- 

sten Fragen. 
Ein Online-Beitrittsfo1" 

mular (auch auszudrucken]- 

Für Onliner: Eine Foto- 
strecke zur Geschichte der 

CDU. 
Weiteres umfangreiche5 

Material finden Sie unter 

www.cdunet.de. Hier sin° 
u.a. Zielgruppenflugblätte 

zur direkten Ansprache von 

älteren oder jüngeren mte 

ressenten oder von Fraue 

eingestellt. 

Erfolgreiche Politik 
wächst aus einer erfolg' 

reichen Partei. 
Helfen Sie mit: Wer die 

CDU im Wahlkampf unter- 
stützt hat oder ihr nahe steht- 

sollte angesprochen werde • 

Jetzt ist eine besondere Zeit- 
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0ffentlichkeitsarbeit 

Broschüre 
„Viel bewegen Mitglied werden." 

Mitgliederwerbebroschüre der CDU Deutschlands 

Bestell-Nummer: 5076 

Preis je 50 Stück: 18,50 € 
inkl. MwSt: 19,80 € 

Leporello 
„Willkommen in der CDU" 

Bestell-Nummer: 5932 

Preis je 100 Stück: 16,50 € 
inkl. MwSt.: 17,66 € 

Sevice-Scheckheft 

Service-Scheckheft der CDU Deutschlands zur 
Mitgliederwerbekampagne 

Bestell-Nummer: 

Preisje5( 
inkl. MwSt.: 27,29 € 
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UBG 
Postfach 1190 
53348 Rheinbach 
PVSt, DPAG 
Entgelt bezahlt. 

Aufnahmeantrag 

mit abtrennbarem Abfragebogen für Zusatzangaben 

Bestell-Nummer:67: 

Preis je 200 Stück: kostenlos 

Aufnahmeantrag 

Kurzfassung 

Bestell-Nummer:6( 

Preis je 200 Stück: kostend 

BESTELLANSCHRlF1 
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arvato logistics services 
Bertelsmann-Versandzentrum 

Postfach 1162,33759 Versmold 
Telefax 052 41-8 0418 92 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 


